
BEHANDLUNGSFEHLER

Gegenstand des Artikels ist die Frage, wer für das Vorliegen eines
Behandlungsfehlers beweisbelastet ist. Die Beweislast ist Dreh-
und Angelpunkt im Prozess. Oft kann ein Prozess scheitern, weil
die ein oder andere Seite den Beweis nicht führen kann. Grund-
satz dabei ist, dass derjenige, der eine Klage erhebt, auch die an-
spruchsbegründenden Tatsachen beweisen muss.

Wer muss was
im Arzthaftungsprozess beweisen?
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Ein Behandlungsfehler ist ein Verstoß

gegen die im Zeitpunkt der Behandlung gel-

tenden allgemeinen Regeln der ärztlichen

Heilkunde. Dabei wird ein objektiver Sorg-

faltsmaßstab angelegt, der von der Medizin

selbst bestimmt wird, indem ein medizini-

scher Sachverständiger den Sachverhalt me-

dizinisch beurteilt. In einem Arzthaftungs-

prozess muss der Patient den Nachweis eines

Behandlungsfehlers erbringen. Der Grund in

unserer Rechtsordnung besteht darin, dass

die Vorgänge im menschlichen Organismus

sich nicht so sicher beherrschen lassen, dass

ein Misserfolg der Behandlung bereits den

Schluss auf einen Fehler zulässt.

Geht es jedoch um Risiken, für die nicht vor-

rangig die Eigenheiten des menschlichen

Körpers verantwortlich sind, können sich Be-

weiserleichterungen ergeben, die zulasten

des Behandlers, d. h. in der Regel der Ärzte

gehen. Dabei handelt es sich um Gefahren,

die sich am Patienten verwirklichen und

zweifelsfrei dem Arzt oder Zahnarzt zuge-

rechnet werden können, weil diese be-

stimmte Risiken vollständig überwachen

und steuern können. Beispiele derartiger Ri-

siken sind der

ordnungsgemäße Zustand bzw. das Funktio-

nieren von medizinischen Geräten und Ma-

terial, der zeitliche und organisatorische Be-

handlungsablauf und personelle Dispositio-

nen. Man spricht insoweit von der Fallgruppe

des „voll beherrschbaren Risikos“.

Zu den voll beherrschbaren Risiken können

auch Infektionen gehören. Die folgende Ent-

scheidung des Bundesgerichtshofes vom 

13. Dezember 2001 (Az.: B 13 RJ 67/99) setzt

sich insoweit mit der Frage auseinander,

wann es im Zusammenhang mit Infektionen

zu einer Umkehr der Beweislast kommt.

Der Sachverhalt

Die Patientin begab sich im Juni 1999 wegen

einer Nackenstarre in eine orthopädische

Gemeinschaftspraxis. Sie erhielt dort vom

ersten Vertretungsarzt am 9. Juni 1999 eine

Spritze in den Nackenbereich. Zwei Tage da-

rauf geschah dies erneut. Am 15. Juni setzte

der zweite Vertretungsarzt eine Spritze. Un-

mittelbar danach stellten sich bei der Patien-

tin im Nackenbereich Schmerzen ein, die von

Schüttelfrost und Schweißausbrüchen be-

gleitet wurden. Es entwickelte sich ein Sprit-

zenabszess, der eine zwei-

wöchige stationäre Be-

handlung erforderlich

machte. Die Patienten, Lei-

terin eines Catering-Be-

triebes, nahm ihre berufli-

che Tätigkeit vorüberge-

hend wieder auf, stellte sie

im Februar 2001 aber dauerhaft ein. Sie hat

geltend gemacht, dass sie aufgrund des Sprit-

zenabszesses an anhaltenden Schmerzen,

Schlafstörungen und Depressivität leide und

deshalb arbeitsunfähig sei.

Der Spritzenabszess beruht auf einer Stap-

hylokokken-Infektion. Ausgangsträger der

Keime war die bei der Gemeinschaftspraxis

angestellte Arzthelferin. Sie litt seinerzeit an

Heuschnupfen und assistierte bei der Verab-

reichung der Spritzen. Gleichartige Infektio-

nen traten zeitnah auch bei anderen Patien-

ten in der Praxis auf, die ersten Fälle am 2. Au-

gust und 10. Juni 1999. Das von den Ärzten der

Gemeinschaftspraxis eingeschaltete Ge-

sundheitsamt beanstandete die Gesund-

heitsprophylaxe.

Die Patientin nahm deshalb die Vertretungs-

ärzte und die Gesellschafter der Gemein-

schaftspraxis wegen Schadenersatz in An-

spruch. Die Vorinstanzen haben zu ihren

Gunsten entschieden.

Die Entscheidung

Auch der BGH geht von einer Haftung aller

Beklagten aus. Zwar kann eine absolute

Keimfreiheit der Ärzte und des nichtärzt-

lichen Personals grundsätzlich nicht erreicht

werden. Auch die Wege, auf denen sich die an

den Beteiligten notwendigerweise anhaf-

tenden Keime verbreiten können, sind nicht

kontrollierbar. Demnach gehören Keimüber-

tragungen, die sich auf solchen, nicht be-

herrschbaren Gründen, trotz Einhaltung der

§ 280 BGB – Schadenersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhält-nis, so kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehendenSchadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner diePflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
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gebotenen hygienischen Vorkehrungen er-

eignen, zum entschädigungslos bleibenden

Krankheitsrisiko des Patienten. Dies wird als

hygienisch nicht beherrschbarer Bereich be-

zeichnet.

Nach der Überzeugung des Gerichtes hat sich

bei der Patientin jedoch ein Infektionsrisiko

verwirklicht, dessen Gefahren ärztlicher-

seits objektiv voll ausgeschlossen werden

können und müssen. Bei Infektionen im me-

dizinisch beherrschbaren Bereich wird das

Vorliegen eines Behandlungsfehlers unter-

stellt, die Behandlungsseite muss den Nach-

weis erbringen, dass sie die hygienischen

Anforderungen erfüllt hat und alle erforder-

lichen hygienischen Vorkehrungsmaßnah-

men getroffen hat. 

Diesen Entlastungsbeweis konnte die Be-

handlerseite nicht erbringen. Denn die Infi-

zierung der Arzthelferin mit dem Bakterium

Staphylokokkus aureus war für die Beklag-

ten erkennbar. Für die beklagten Ärzte war

die akute Heuschnupfenerkrankung offen-

sichtlich. Eine Hauschnupfenerkrankung äu-

ßert sich in eine Weise, die für alle Umste-

henden deutlich erkennbar ist: Naselaufen,

häufiges Niesen, ständiges Naseputzen und

tränende Augen. 

Das Gericht weist insoweit ausdrücklich da-

rauf hin, dass diese Verlagerung der Beweis-

last auf die Behandlungsseite nicht bei Tätig-

keiten im Kernbereich des ärztlichen Han-

dels in Betracht kommt, sondern nur bei sog.

„voll beherrschbaren Risiken“. Denn kommt

es in diesem Bereich zu Schäden, wäre es un-

billig, dem Patienten, der die Abläufe und Or-

ganisation der Arztpraxis nicht überschauen

vermag, in Beweisnot bringen zu lassen. 

Insoweit wird also ein verschuldeter Be-

handlungsfehler der Behandlerseite vermu-

tet. Dies ergibt sich aus dem Rechtsgedanken

von § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB, der zwar nicht im

Kernbereich der ärztlichen Tätigkeit, aber im

Bereich des „vollbeherrschbaren Risikos“

Anwendung finden soll.

Eine andere Beweiserleichterung für den Pa-

tienten bildet der sog. Anscheinsbeweis. Die-

ser setzt einen typischen Geschehensablauf

voraus, der nach den Erfahrungen des täg-

lichen Lebens auf eine bestimmte Ursache

oder Folge hinweist. So gilt im Verkehrsrecht

beispielsweise der Erfahrungssatz, dass bei

einem Auffahrunfall derjenige schuld ist, der

aufgefahren ist. Er muss dann diesen An-

scheinsbeweis erschüttern, indem er vor-

bringt, dass dieser Erfahrungssatz nicht ein-

schlägig ist, weil die tatsächlichen Vorausset-

zungen dafür nicht vorliegen oder einen aty-

pischen Geschehensablauf vorbringen.

Im Arzthaftungsrecht handelt es sich dabei

naturgemäß um Erfahrungssätze der medizi-

nischen Wissenschaft. Bei bestimmten Be-

handlungsfehlern wird danach das Ver-

schulden und oder die Kausalität vermutet.

Umgekehrt können bestimmte Schäden nur

durch einen schuldhaften Behandlungsfeh-

ler verursacht sein. 

Auch aus diesem Blickwinkel hat sich die

Rechtsprechung mit Infektionen ausei-

nandergesetzt: Ein Patient; der keiner beson-

deren HIV-gefährdeten Risikogruppe ange-

hört und bei dem es keine Anhaltspunkte für

eine bestimmte HIV-Infektion gibt, erhält die

Bluttransfusion eines HIV-infizierten Spen-

ders. Erkrankt dieser Patient später an Aids

spricht der Beweis des ersten Anscheines da-

für, dass die spätere Aids-Erkrankung auf

diese Bluttransfusion zurückzuführen ist.

Der Ursachenzusammenhang wird insoweit

im Wege des Anscheinsbeweises festge-

stellt. Es wird dabei zum einen vermutet, dass

die erhaltene Bluttransfusion bei dem Pa-

tienten zu einer HIV-Infektion geführt hat

und dass diese Infektion wiederum die Aids-

Erkrankung ausgelöst hat (BGH, Urteil vom

14. 6. 2005 – VI ZR 179/04 [OLG Koblenz]).

Kommt es nach einer Injektion in das Kniege-

lenk zu einer Sepsis, kann nicht ohne Weite-

res auf ein Versäumnis des verantwortlichen

Arztes geschlossen werden, dass die Injek-

tion nicht steril gewesen ist (LG Bremen v.

2012.2001 – VersR 2003, 2001). In diesem Fall

wird der Behandlungsfehler nicht im Wege

des Anscheinsbeweises vermutet. Gelingt es

aber dem Patienten nachzuweisen, dass es

sich um eine Infektion aus dem medizinisch

beherrschbaren Bereich handelt, dann dreht

sich die Beweislast wieder zulasten der Be-

handlerseite. Sie müsste sich dann wieder

entlasten, indem sie nachweist, dass sie die

hygienischen Anforderungen erfüllt und alle

erforderlichen hygienischen Vorkehrungs-

maßnahmen getroffen hat.

Fazit

Steht fest, dass es sich um eine Infektion aus

dem hygienisch beherrschbaren Bereich

handelt, trägt die Behandlungsseite die Be-

weislast dafür, dass sie die hygienischen An-

forderungen erfüllt und alle erforderlichen

hygienischen Vorkehrungsmaßnahmen ge-

troffen hat. �
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